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(Nr. 13504.) Geſetz zur Gewährung von Zwiſchenkredit bei Rentengutsgründungen und zur Förderung 
der Anliegerſiedlung. Vom 12. Juni 1930. 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 


81. 

(1) Der Preußiſchen Staatsbank (Seehandlung) dürfen zur Gewährung von Zwiſchenkredit 
bei der Errichtung von Rentengütern 24 Millionen und zur Förderung der Anliegerſiedlung 
2 Millionen Reichsmark zur Verfügung geſtellt werden. 

e) Die aufkommenden Zinſen find von der Preußiſchen Staatsbank an die Staatskaſſe 
abzuführen. 

(2) Wird der der Preußiſchen Staatsbank auf Grund dieſes Geſetzes zur Verfügung geſtellte 
Betrag an die Staatskaſſe zurückgezahlt, ſo iſt er zur Verſtärkung der geſetzlichen Schuldentilgung 
zu verwenden. 

(4) Über die Verwendung des der Preußiſchen Staatsbank zur Verfügung geſtellten Betrags 
iſt dem Landtag alljährlich Rechnung zu legen. 


8 2. 
(1) Der Finanzminiſter wird ermächtigt, die im § 1 bewilligten Mittel im Wege des Kredits 
zu beſchaffen. 

(2) Die Schuld iſt in der Art zu tilgen, daß jährlich 1,9 vom Hundert des aufgenommenen 
Schuldkapitals und die erſparten Zinſen zur Tilgung der geſamten Staatsſchuld oder zur Ver⸗ 
rechnung auf bewilligte Kredite verwendet werden. Als erſparte Zinſen ſind 5 vom Hundert der 
zur Tilgung der Schuld aufgewendeten oder auf bewilligte Kredite verrechneten Beträge anzuſetzen. 


§ 3. 
Die zuſtändigen Miniſter erlaſſen die zur Ausführung dieſes Geſetzes erforderlichen 
Vorſchriften. 
§ 4. 
Dieſes Geſetz tritt mit dem Tage ſeiner Verkündung in Kraft. 
Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 
Berlin, den 12. Juni 1930. 


(Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. Steiger. Höpker Aſchoff. 
Vierzehnter Tag nach Ablauf des Ausgabetags: 8. Juli 1930.) 19 
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(Nr. 13505.) Geſetz zur Anderung der Geſetze, betreffend die Beſteuerung des Wanderlagerbetriebs 
und die Beſteuerung des Gewerbebetriebs im Umherziehen. Vom 12. Juni 1930. 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen 


Artikel J. 

Das Geſetz, betreffend die Beſteuerung des Wanderlagerbetriebs, vom 27. Februar 1880 
(Geſetzſamml. S. 174) in der Faſſung des Geſetzes vom 14. April 1925 (Geſetzſamml. S. 49) wird 
wie folgt geändert: 

1. $ 1 erhält folgende Abſätze 4 und 5: 

() Als Feilbieten gilt auch die Ausſtellung von Muſtern zwecks Aufgabe von 
Beſtellungen (Muſterlager), es ſei denn, daß das Feilbieten nur gegenüber Wieder⸗ 
verkäufern oder gewerbsmäßig Weiterverarbeitenden ſtattfindet. 

(5) Als feſte Verkaufsſtätte gilt auch ein umherfahrendes Fahrzeug, wenn es 
nicht nur zur Abfertigung der im Augenblicke des Anhaltens zufällig anweſenden 
Kaufluſtigen hält, ſondern für längere Zeit in einem Orte, wenn auch an verſchiedenen 
Stellen, den Mittelpunkt des Feilbietens bildet. 

2. Im 83 ft die Ziffer 4 zu ſtreichen. 

3. Im 8 7 ſind die Worte „einer dem doppelten Betrage der vorenthaltenen Steuer (§ 4) 
gleichen“ zu ſtreichen. 

Artikel II. 

Das Geſetz, betreffend die Beſteuerung des Gewerbebetriebs im Umherziehen, vom 3. Juli 
1876 (Geſetzſamml. S. 247) in der Faſſung des Geſetzes vom 4. Januar 1922 (Geſetzſamml. S. J) 
ſowie des Geſetzes zur Anpaſſung der Steuergeſetze an die Geldwertänderung vom 31, Juli 1923 
(GGeſetzſamml. S. 361) wird wie folgt geändert: 

1. Im $ 18 find die Worte „einer dem doppelten Betrage der Jahresſteuer für das 
betriebene Gewerbe gleichen“ zu ſtreichen. 

2. Im 8 19 find die Worte „, die dem Doppelten desjenigen Betrags gleichkommt, um 
welchen die entrichtete Steuer geringer iſt als die dem tatſächlich ausgeübten Gewerbe⸗ 
betrieb entſprechende Steuer“ zu ſtreichen. 

3. Im 8 20 find die Worte „, jedoch mit der Maßgabe“ und die Worte „, daß ſtets auf 
eine Strafe im doppelten Betrage des Jahresſteuerſatzes zu erkennen iſt, der für den 
Handel mit wertvolleren Waren zu entrichten iſt“ zu ſtreichen. 

4. Der § 26 iſt zu ſtreichen. 

Im 8 27 iſt der Abſ. 2 zu ſtreichen. 

6. Im 8 28 find die Worte „hinſichtlich der Höhe der in den SS 17, 18, 19 und 21 
vorgeſchriebenen Geldſtrafen die von der Regierung feſtzuſetzende Sahrosftener zum 
Grunde zu legen. Ingleichen iſt“ zu ſtreichen. 

Artikel III. 

Der Finanzminiſter wird ermächtigt, das Geſetz, betreffend die Beſteuerung des Wander— 
lagerbetriebs, mit der Überſchrift „Wanderlagerſteuergeſetz“ und das Geſetz, betreffend die 
Beſteuerung des Gewerbebetriebs im Umherziehen, mit der Überſchrift „Wandergewerbeſteuergeſetz“ 
in fortlaufender Paragraphenfolge neu bekanntzumachen und es dabei den geltenden Vorſchriften 
ſowie den bis zur Bekanntmachung eingetretenen Anderungen des Titels III (Gewerbebetrieb im 
Umherziehen) der Reichsgewerbeordnung anzupaſſen. 

Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. - 

Berlin, den 12. Juni 1930. 


D 


(Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. Höpker Aſchoff. Waentig. 
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(Nr. 13506.) Verordnung über das Zackerle und die Bratſch. Vom 12. Mai 1930. 

Nachdem der Provinziallandtag von Niederſchleſien am 11. April 1929 zugeſtimmt hat, 
werden gemäß § 50 des Geſetzes, betreffend Maßnahmen zur Verhütung von Hochwaſſergefahren 
in der Provinz Schleſien, vom 3. Juli 1900 (Geſetzſamml. S. 171) die Beſtimmungen dieſes 
Geſetzes mit Ausſchluß der nur auf den erſtmaligen Ausbau bezüglichen ausgedehnt auf 

1. das Zackerle von der Einmündung des Kasperlochfloßes in das Zackerle bis zur 
Mündung des Zackerles in den Großen Zacken, 8 

2. die Bratſch von der Einmündung des Seifendfloßes in die Bratſch bis zur Mündung 
der Bratſch in das Schneegrubenwaſſer. f 


Berlin, den 12. Mai 1930. 


Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. Steiger. 


(Nr. 13507.) Verordnung zur Durchführung des Gaſtſtättengeſetzes vom 28. April 1930 (Reichsgeſetzbl. I 
S. 146). Vom 18. Juni 1930. 


Auf Grund des § 10 Abſ. 1, § 14, § 17 Abi. 2,8 18, $ 19, § 21 Abſ. 2 und § 24 Abſ. 2 
des Gaſtſtättengeſetzes vom 28. April 1930 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 146) wird folgendes verordnet: 


I. 
1. In den Fällen des § 1 Abſ. 1, SA Abſ. 1 und 2, § 6 Abſ. 1, § 11 Abſ. 1, § 12, 8 13 
Abſ. 1, § 17 Abſ. 1 Satz 1, § 22 Abſ. 2 Satz 2 und 4 und $ 24 Abſ. 1 Satz 2 des Gaſtſtättengeſetzes 
werden als zuſtändige Behörden beſtellt 
a) in erſter Inſtanz in den kreisangehörigen Städten mit mehr als 10 000 Einwohnern, TE 
ſoweit dort die Magiſtratsverfaſſung beſteht, der Magiſtrat, ſoweit dort die Bürger- 40 . 
meiſtereiverfaſſung gilt, der Bürgermeiſter und die Beigeordneten als Kollegium, im /// 
übrigen in den kreisangehörigen Städten und Landgemeinden der Kreisausſchuß, in £s 
den Stadtkreiſen der Stadtausſchuß, Ö ) 
b) in zweiter Inſtanz der Bezirksausſchuß. 
2. In den Fällen des § 4 Abſ. 3, § 5 Abſ. 2, § 7 Abſ. 1 und 2, § 8, § 13 Abſ. 2, § 17 
Abſ. 1 Satz 2, § 22 Abſ. 1 und 2 Satz 1 des Gaſtſtättengeſetzes werden als zuſtändige Behörden die 
Ortspolizeibehörden beſtellt. 


3. Die im § 10 Abſ. 1, § 14 Abſ. 1 und 2 und 8 19 Abſ. 2 Satz 3 den oberſten Landes- 
behörden vorbehaltenen Zuſtändigkeiten werden auf die Oberpräſidenten, in Berlin auf den Polizei⸗ 
präſidenten, in Sigmaringen auf den Regierungspräſidenten übertragen mit der Ermächtigung, die 
im $ 14 Abſ. 2 des Gaſtſtättengeſetzes erwähnte Zuſtändigkeit ihrerſeits ganz oder teilweiſe auf die 
Ortspolizeibehörden zu übertragen. 
II. 

1. Die auf Grund von Abſchnitt I Ziffer 1 zu fällenden Entſcheidungen ſind in den Fällen A 
des § 12, § 13 und $ 17 Abſ. 1 Satz 1 des Gaſtſtättengeſetzes im Verwaltungsſtreitverfahren, in den 17 m 
Fällen des $1 Abſ. 1, § 4 Abſ. 1 und 2, § 6, § 11, 8 22 Abſ. 2 Satz 4 und § 24 Abſ. 1 Satz 2 des 
Gaſtſtättengeſetzes in erſter Inſtanz im Beſchlußverfahren zu treffen. Auch in dieſen letzteren 
Fällen iſt im Verwaltungsſtreitverfahren zu entſcheiden, wenn es der Antragſteller oder die Orts— 
polizeibehörde beſonders beantragt. Der Bezirksausſchuß entſcheidet in allen Fällen im Ver⸗ 
waltungsſtreitverfahren. 
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2. Vor Erteilung der Erlaubnis zum Betrieb einer Schankwirtſchaft mit dem Ausſchanke 
von geiſtigen Getränken iſt in allen Fällen die örtliche oder, falls eine ſolche nicht vorhanden iſt, die 
bezirksweiſe Berufsvertretung der Arbeitgeber und Arbeitnehmer der beteiligten Gewerbe zu hören. 

3. In den Beſcheiden, durch die die Erlaubnis zum Betriebe der Gaſtwirtſchaft, Schank⸗ 
wirtſchaft oder des Kleinhandels mit Branntwein erteilt wird, ſind die Betriebsart, die zugelaſſenen 
Räume, die dem Betriebsinhaber etwa gemachten Auflagen und bei Gaft- oder Schankwirtſchaften 
die Arten der zugelaſſenen Getränke genau zu bezeichnen. 

4. Soweit ein Verwaltungsſtreitverfahren ſtattfindet, unterliegt auch der Nachweis des 
Bedürfniſſes (S 1 Abſ. 2 des Gaſtſtättengeſetzes) der Nachprüfung im Verwaltungsſtreitverfahren. 
5. Sit die Entſcheidung in erſter Inſtanz in Abweichung von der Stellungnahme der Orts⸗ 
polizeibehörde getroffen, ſo iſt auch dieſe zur Einlegung der zuſtändigen Rechtsmittel befugt. 

6. Der Bezirksausſchuß entſcheidet endgültig, ſofern nicht auf Grund des Gaſtſtättengeſetzes 
die Entſcheidung der erſten Inſtanz endgültig iſt. 

7. Die gemäß Ziffer I zu erteilenden Beſcheide find. ſchriftlich zu erteilen, mit Gründen zu 
verſehen und haben eine Rechtsmittelbelehrung zu enthalten. 


III. 


Hinſichtlich der Zulaſſung, des Verhaltens und der Art der Entlohnung der in Gaſt- oder 

Schankwirtſchaften beſchäftigten weiblichen Arbeitnehmer wird folgendes beſtimmt: 
8 1. Der Inhaber einer Gaſt- oder Schankwirtſchaft, oder deſſen Stellvertreter, falls das Ge⸗ 
werbe durch einen ſolchen ausgeübt wird, hat, ſofern er beabſichtigt, weibliche Arbeitnehmer mit der 
Bedienung oder Unterhaltung der Gäſte derart zu beſchäftigen, daß ein unmittelbarer Verkehr mit 
den Gäſten ſtattfindet (z. B. Kellnerinnen, Zimmermädchen, Garderobenfrauen, Eintänzerinnen), 
dieſe Abſicht wenigſtens 24 Stunden vor der Einſtellung von weiblichen Arbeitnehmern der Orts— 
polizeibehörde anzuzeigen. 

2. Die Ortspolizeibehörde kann die Beſchäftigung von weiblichen Arbeitnehmern in Gaſt⸗ 
oder Schankwirtſchaften in der unter Ziffer 1 angedeuteten Art unterſagen, wenn dieſe Beſchäftigung 
die Geſundheit der weiblichen Arbeitnehmer oder die Aufrechterhaltung der guten Sitten gefährdet. 

Die Unterſagung muß erfolgen: 

a) wenn die Perſönlichkeit des Erlaubnisinhabers, ſeines Stellvertreters und der im 
§ 17 Abſ. 1 Satz 1 des Gaſtſtättengeſetzes erwähnten Perſonen keine hinreichende Ge— 
währ für einen genügenden Schutz der weiblichen Arbeitnehmer gegen ſittliche oder 
geſundheitliche Gefahren bietet; 

b) wenn die dem Betviebe der Gaſt- oder Schankwirtſchaft dienenden Räume nach ihrer 
Anlage eine Gefährdung der weiblichen Arbeitnehmer in ſittlicher oder geſundheitlicher 
Hinſicht wahrſcheinlich machen, insbeſondere, wenn die dem Schankbetriebe dienenden 
Räume ſchwer zugänglich oder mit Einrichtungen verſehen ſind, wodurch Räume oder 
Sitzgelegenheiten dem freien Blicke entzogen werdenz 

e) wenn Tatſachen die Annahme rechtfertigen, daß die Beſchäftigung von weiblichen 
Arbeitnehmern hauptſächlich erfolgen ſoll, um Gäſte anzulocken und durch Animier⸗ 
betrieb den Umſatz zu ſteigern. 

3. Der Betriebsinhaber oder deſſen Stellvertreter, falls das Gewerbe durch einen ſolchen 
ausgeübt wird, hat der Ortspolizeibehörde jede Einſtellung und Entlaſſung von weiblichen Arbeit- 
nehmern, die gemäß Ziffer 1 beſchäftigt werden, binnen 24 Stunden anzuzeigen. 

4. Die Beſchäftigung von weiblichen Arbeitnehmern unter 18 Jahren in der in Ziffer 1 
bezeichneten Art iſt nur mit Genehmigung der Ortspolizeibehörde zuläſſig. 

5. Wenn ein weiblicher Arbeitnehmer bei Ausübung ſeines Berufs die guten Sitten oder 
den Anſtand gröblich verletzt, ſo kann die Ortspolizeibehörde dem Betriebsinhaber oder deſſen 
Stellvertreter, falls das Gewerbe durch einen ſolchen ausgeübt wird, die Beſchäftigung eines der⸗ 
artigen Arbeitnehmers in der unter Ziffer 1 angedeuteten Art unterſagen. 
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6. Die Unterſagung der Beſchäftigung in den Fällen der Ziffern 2 und 5 und die Verſagung 
der Genehmigung im Falle der Ziffer 4 gilt als polizeiliche Verfügung. 

7. Der Betriebsinhaber oder deſſen Stellvertreter, falls das Gewerbe durch einen ſolchen 
ausgeübt wird, hat ein fortlaufendes Verzeichnis der gemäß Ziffer 1 beſchäftigten weiblichen Arbeit⸗ 
nehmer zu führen, in feinem Betrieb aufzubewahren und den zuſtändigen Polizei- oder Gewerbe⸗ 
aufſichtsbeamten auf Verlangen jederzeit vorzulegen. 

8. Die durch Ziffer 3 vorgeſchriebene Anzeige und das durch Ziffer 7 vorgeſchriebene Ver⸗ 
zeichnis hat folgende Angaben zu enthalten: 

a) Vor- und Zunamen der weiblichen Arbeitnehmer; 

b) Art der Beſchäftigung der weiblichen Arbeitnehmer; 

c) Geburtsag der weiblichen Arbeitnehmer; 

d) Geburtsort der weiblichen Arbeitnehmer; 

e) Wohnung (Straße und Hausnummer) der weiblichen Arbeitnehmer; 
k) Tag der Einſtellung der weiblichen Arbeitnehmer; 

g) evtl. Tag der Entlaſſung der weiblichen Arbeitnehmer; 

h) Höhe des vereinbarten Lohnes der weiblichen Arbeitnehmer. 

9. Die Beſchäftigung von weiblichen Arbeitnehmern gemäß Ziffer 1 iſt nur gegen feſten und 
Koſten der Verpflegung und gegebenenfalls auch der Wohnung in ortsüblicher Weiſe angerechnet 
werden. Sonſtige Abzüge ſind verboten, es ſei denn, daß ſie geſetzlich ausdrücklich zugelaſſen ſind. 
Ebenſo iſt jede Beteiligung am Umſatz oder Gewinne verboten, ſofern und ſoweit darüber keine 
tarifliche Vereinbarung getroffen iſt. 

Dienſtverträge ſind ſchriftlich abzuſchließen und der Ortspolizeibehörde bei der Anmeldung 
vorzulegen. 

Abweichungen ſind nur auf Grund von Tarifverträgen zuläſſig. 

10. Auf das Vorhandenſein weiblicher Bedienung darf nicht durch öffentliche Ankündigungen 
oder Zeichen an den Wirtshäuſern hingewieſen werden. 

11. Den weiblichen Arbeitnehmern iſt verboten: 

a) durch auffälliges oder ungeziemendes Benehmen Gäſte anzulocken; 
b) von Gäſten für ſich oder für andere Perſonen Speiſen oder Getränke zu erbitten oder 
anzunehmen oder die Gäſte zum Trinken anzureizen. 

12. Die Ehefrau des Betriebsinhabers oder feines Stellvertreters iſt als weiblicher Arbeit⸗ 
nehmer im Sinne dieſer Beſtimmung nicht anzuſehen. 

Die Vorſchriften der Ziffern 3, 4, 7 und 9 finden keine Anwendung auf die weiblichen 
Arbeitnehmer, die mit dem Betriebsinhaber oder deſſen Stellvertreter in auf- oder abſteigender 
Linie verwandt oder verſchwägert ſind. 

13. Die Ziffern 3, 4 und 7 gelten nicht für den Regierungsbezirk Sigmaringen. 

14. Die Ortspolizeibehörden werden ermächtigt, im Einvernehmen mit den Gewerbe⸗ 
aufſichtsbeamten nach Anhörung der örtlichen oder bezirksweiſen Berufsvertretung der Arbeitgeber 
und Arbeitnehmer der beteiligten Gewerbe unter Vorbehalt des jederzeitigen Widerrufs von den 
Vorſchriften der Ziffern 3 und 7 Ausnahmen zuzulaſſen. Der Widerruf der Ausnahme gilt als 
polizeiliche Verfügung. 

15. Inhaber von Gaſt- oder Schankwirtſchaften oder deren Stellvertreter, die den Vor⸗ 
ſchriften der Ziffern 1, 3, 4, 7, 8, 9 oder 10 zuwiderhandeln oder weibliche Arbeitnehmer trotz 
eines durch die Ortspolizeibehörde auf Grund der Ziffer 2 oder 5 rechtskräftig erlaſſenen oder gemäß 
§ 53 Satz 2 des Landesverwaltungsgeſetzes für ſofort durchführbar erklärten Verbots weiter be— 
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ſchäftigen, und weibliche Arbeitnehmer, die dem Verbote nach Ziffer 11 zuwiderhandeln, werden 
gemäß § 29 Ziffer 5 des Gaſtſtättengeſetzes mit Haft und mit Geldſtrafe bis zu 150 AM oder mit 
einer dieſer Strafen beſtraft. 


IV. 


Die Vorſchriften des § 24 Abſ. 1 des Gaſtſtättengeſetzes finden auf die Realgewerbe⸗ 
berechtigungen Anwendung, ſofern die Erlaubnis auf Grund einer Realgewerbeberechtigung für ein 
Grundſtück nachgeſucht wird, auf welchem die Erlaubnis auf Grund dieſer Realgewerbeberechtigung 
bisher nicht ausgeübt wurde. 


V. 


Dieſe Verordnung tritt am 1. Juli 1930 in Kraft. Mit dieſem Zeitpunkte werden die 
Verfügungen des Miniſters des Innern, des Miniſters für Handel und Gewerbe und des Miniſters 
für Volkswohlfahrt, betreffend Beſchäftigung weiblicher Angeſtellter in Gaft- und Schankwirt⸗ 
ſchaften vom 10. Auguſt 1920 (Miniſterialblatt für die Preußiſche innere Verwaltung 1920 
S. 328) und die Verordnung des Miniſters des Innern, des Miniſters für Handel und Gewerbe 
und des Miniſters für Volkswohlfahrt über Schankerlaubnis und Polizeiſtunde zu Artikel J des 
Notgeſetzes vom 20. Juni 1923 (Miniſterialblatt für die Preußiſche innere Verwaltung S. 701) 
aufgehoben. 


Berlin, den 18. Juni 1930. 


Der Preußiſche Miniſter Der Preußiſche Miniſter 
für Volkswohlfahrt. für Handel und Gewerbe. 
Hirtſiefer. Schreiber. 


Der Preußiſche Miniſter 
Miniſter des Innern. 
Waentig. 


Hinweis auf nicht in der Gefesfammlung veröffentlichte Rechtsverordnungen 
($ 2 des Geſetzes vom 9. Auguſt 1924 — Geſetzſamml. S. 597 —). 


e Jr, Deutſchen Reichsanzeiger und Preußiſchen Staatsanzeiger Nr. 110 vom 13. Mai 1930 iſt 
eine Anordnung der Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten, des Innern, der Finanzen und 
für 0 und Gewerbe über Buchmacherangelegenheiten verkündet, die am 14. Mai 1930 in Kraft 
getreten iſt. 


Berlin, den 31. Mai 1930. 


Preußiſches Miniſterium für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten. 


II. In Nr. 10 vom 30. Mai 1930 S. 118 des Miniſterialblatts der Handels- und Gewerbeverwal⸗ 
tung iſt eine Verordnung des Miniſters für Handel und Gewerbe vom 3. Mai 1930, betreffend Ergänzung 


der Verordnung über Rheinſchifferpatente vom 30. Juli 1925, verkündet, die am 1. Juli 1930 in 
Kraft tritt. A 


Berlin, den 6. Juni 1930. 


Preußiſches Miniſterium für Handel und Gewerbe. 
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5 11 05 Im Zentralblatt für die geſamte Unterrichtsverwaltung in Preußen für 1930 ſind ver⸗ 
öffentlicht: 


a) auf Seite 122 ff. die Satzung der Univerſität Marburg vom 14. Januar 1930 — U I 5146 —, 
die am 1. April 1930 in Kraft getreten iſt; 


b) auf Seite 131 ff. die Satzung der Univerſität Berlin vom 5. März 1930 — U I 5636 —, 
die am 1. April 1930 in Kraft getreten iſt; 


e) auf Seite 150 ff. die Satzung der Univerſität Göttingen vom 14. März 1930 — U I 15 645 —, 
die am 1. April 1930 in Kraft getreten iſt. 


Berlin, den 16. Juni 1930. 
Preußiſches Miniſterium für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung. 


Bekanntmachung. 
Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetzſamml. S. 357) ſind bekanntgemacht: 


1. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 20. Januar 1930 
über die Befreiung der Kerkerbachbahn⸗Aktiengeſellſchaft von der Verpflichtung zur Be⸗ 
dienung des Perſonenverkehrs auf der Teilſtrecke Kerkerbach—Dehrn 
durch das Amtsblatt der Regierung in Wiesbaden Nr. 23 S. 83, ausgegeben am 7. Juni 1930; 


2. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 29. März 1930 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Bergiſche Elektrizitäts⸗-Verſorgungs⸗ 
G. m. b. H. Elberfeld, jetzt Wuppertal, für den Bau und Betrieb einer 6000 Volt⸗Leitung 
von Nieder Stüter nach Ober Stüter und für die Errichtung eines Umſpannwerkes in Ober 
Stüter 


durch das Amtsblatt der Regierung in Arnsberg Nr. 22 S. 107, ausgegeben am 31. Mai 1930; 


3. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 14. April 1930 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Ruhrgas ⸗Aktiengeſellſchaft in Eſſen für 
den Bau einer Gasfernleitung von der Zeche Sachſen in Heeſſen nach Weſten in Ver⸗ 
längerung der beſtehenden Gasfernleitung Heeſſen-Hannover und einer auf dieſe aus⸗ 
laufenden Anſchlußleitung von der Zeche de Wendel in Herringen 
durch die Amtsblätter der Regierung in Arnsberg Nr. 17 S. 87, ausgegeben am 26. April 1930, 
und der Regierung in Münſter Nr. 18 S. 79, ausgegeben am 3. Mai 1930; 


4. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 3. Mai 1930 
über die Verleihung des Rechtes an die Berliner Verkehrs⸗Aktiengeſellſchaft in Berlin zur 
dauernden Beſchränkung des Grundeigentums für die Anbringung von Wandroſetten und 
Wandhaken an den Straßenwänden von Gebäuden und für die Aufſtellung von Tragmaſten 
auf Grundſtücken 
durch das Amtsblatt für den Landespolizeibezirk Berlin Nr. 24 S. 203, ausgegeben am 31. Mai 1930; 


5. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 8. Mai 1930 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Vereinigten Elektrizitätswerke Weſtfalen, 
G. m. b. H. in Dortmund, und das Rheiniſch-⸗Weſtfäliſche Elektrizitätswerk, A.⸗G. in Eſſen, 
für den Bau einer 220 000 Volt⸗Leitung in doppelter Maſtenreihe mit je doppelter Leitung 
vom Gemeinſchaftswerke Hattingen nach dem Gerſteinwerke 
durch die Amtsblätter der Regierung in Arnsberg Nr. 22 S. 107, ausgegeben am 31. Mai 1930, 
und der Regierung in Münſter Nr. 22 S. 95, ausgegeben am 31. Mai 1930; 


Dr. Grunau, dol ten. str. 12973 
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6. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 24. Mai 1930 
über die Verleihung des Enteigungsrechts an den Kreiskommunalverband Rendsburg für 
den Ausbau der Nebenlandſtraße Legan-Gokels 
durch das Amtsblatt der Regierung in Schleswig Nr. 23 S. 233, ausgegeben am 7. Juni 1930; 


7. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 28. Mai 1930 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Ruhrgas⸗Aktiengeſellſchaft in Eſſen für 
den Bau von Anſchlußleitungen von der Ferngasleitung Zeche Rheinpreußen — Schacht 5 
in Mörs — nach Krefeld⸗Uerdingen zu dem Gaswerk I und II in Krefeld, dem Gaswerk 
in Uerdingen, dem Rheinhafen, dem Flugplatze Krefeld, dem Rathaus in Traar und dem 
Gaswerk in Fiſcheln 
durch das Amtsblatt der Regierung in Düſſeldorf Nr. 23 S. 175, ausgegeben am 7. Juni 1930. 


Die amtlich genehmigte 


Einbanddecke zur Preußiſchen Geſetzſammlung 


Jahrgang 1929 
liegt vor. Bezug durch den Buchhandel oder direkt vom Verlage. 
Preis 1,50 NM zuzüglich WBerfandtpeien. 
Von den Jahrgüngen 1920—1929 hält der Verlag in die amtlich genehmigte Einbanddecke gebundene 
Stücke vorrätig. Auch find von dem Hauptſachverzeichniſſe 1914/1925 noch Beſtände vorhanden, 
die zu dem ermäßigten Preiſe von 2, — RA netto verkauft werden. 
Bezug nur direkt vom Verlage. 


Berlin W. 9 N. von Deder’s Verlag, G. Schend 
Linlittabe 35 Abteilung Preußiſche Geſetzſammlung. 
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